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1. Sprecher


Seit Jahresanfang hat sich für Peter Muth der Tagesablauf geändert. Seit Jahresanfang arbeitet der 30-Jährige beim Unternehmen Fass Lötschert. In dem mehr als hundert Jahre alten Betrieb in der Westerwaldstadt Höhr-Grenzhausen werden gebrauchte Metall- und Kunststofffässer erneuert. 


Sprecher:


Acht Produktionsarbeiter beulen in den Werkshallen Metallfässer aus, reinigen das Fassinnere, beseitigen in einer Strahlanlage den Lack, bis die Fässer wieder wie neu aussehen und anschließend nach Kundenwunsch lackiert werden können. Seit Jahresanfang ist Peter Muth einer der acht Produktionsarbeiter:


1. O-Ton, Muth:


Um Sieben wird angefangen, bis um Vier, freitags dann bis um Drei.


Wenn ich bleiben kann, bleibe ich, so lange es geht. Und die Arbeit hier, so schlecht ist die gar net, man verdient gut, und da kann man sich net beschweren. Ich mein, so lange das Geld stimmt, kann mich nichts erschüttern.


Sprecher:


So lange das Geld stimmt – auf Peter Muth traf das in den vergangenen Jahren nicht zu. Der 30 Jahre alte dreifache Familienvater aus Ransbach-Baumbach im Westerwald im nördlichen Rheinland-Pfalz hatte die verschiedensten Gelegenheitsjobs, bevor er als Ungelernter eine Vollzeitstelle erhielt.


2. O-Ton, Muth:


Früher hab ich in der Keramik gearbeitet, als Stanzer und Abdreher. Dann hab ich als Hilfsgärtner gearbeitet und Verpackungsfirma... Aber nur auf 630-Mark-Basis. Ist ja nix Weltbewegendes dann.


Sprecher:


Dass Peter Muth nun mehr Geld in der Tasche hat, das liegt nicht allein an seiner neuen Stelle bei Fass Lötschert. Der Ransbach-Baumbacher ist einer von knapp 30 Arbeitnehmern im Bezirk des Arbeitsamts Montabaur, die am so genannten Mainzer Modell teilnehmen, einem Projekt im Rahmen des Bündnisses für Arbeit, das Arbeitslosen und gering Qualifizierten die Aufnahme von niedrig bezahlten Stellen attraktiv machen soll. 


Sprecher:


Am 12. Dezember ´99 hatten die im Bündnis für Arbeit vereinten Politiker, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter vereinbart, die Beschäftigungsmöglichkeiten gering qualifizierter Arbeitnehmer und Langzeitarbeitsloser zu fördern. Zwei Modellversuche wurden in der gemeinsamen Erklärung festgelegt: das Mainzer Modell und die so genannte Saar-Gemeinschaftsinitiative, die beide in jeweils einer ost- und einer westdeutschen Arbeitsmarktregion erprobt werden sollten. Die beiden Modelle haben einen unterschiedlichen Ansatz, wie Karl-Ernst Starfeld, Leiter der Arbeitsvermittlung des Arbeitsamts Montabaur, erläutert:


3. O-Ton, Starfeld:


Das Mainzer Modell hat eigentlich die Zielsetzung, gerade im unteren Lohnsegment für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen einen zusätzlichen Anreiz zu schaffen dadurch, dass durch eine Bezuschussung, eine staatliche Bezuschussung letztlich mehr netto im Portemonnaie des Arbeitnehmers ankommt.


Sprecher:


Erprobt wird das Mainzer Modell, das von der rheinland-pfälzischen Landesregierung entwickelt worden ist, in den vier Arbeitsamtsbezirken Koblenz, Mayen, Neuwied und Montabaur im nördlichen Rheinland-Pfalz sowie in den beiden Bezirken Neuruppin und Eberswalde in Brandenburg. Während sich das Mainzer Modell ausschließlich an den Arbeitnehmer richtet, soll die Förderung der Saar-Gemeinschaftsinitiative vor allem die Arbeitgeber ansprechen. Karl-Ernst Starfeld:


4. O-Ton, Starfeld:


Das Arbeitgeber bezogene Modell der Saar-Gemeinschaftsinitiative, das ja im Saarland, aber auch in einigen Arbeitsamtsbezirken in Sachsen erprobt wird, bezuschusst zum einen den Arbeitgeber, und zwar dessen Anteil am Sozialversicherungsbeitrag, und gewährt dem einzelnen Arbeitnehmer einen Anspruch auf individuelle Qualifizierung gegenüber dem jeweils zuständigen Arbeitsamt in der gleichen Höhe.


Sprecher:


Beide Projekte, das Mainzer Modell und die Saar-Gemeinschaftsinitiative, sind bis Ende 2002 befristet. Maximal 18 Monate lang dauert die jeweilige Förderung, ein relativ kurzer Zeitraum.


Sprecher:


Dabei bilden die Modellversuche ohnedies nur die Reste eines einstmals ehrgeizigen Vorhabens. Um dem Regierungsversprechen näher zu kommen, die Arbeitslosenzahlen nachhaltig zu senken, sollte ein Beschäftigungsschub entfaltet werden gerade bei gering entlohnten Tätigkeiten, für die es nur geringe Qualifikationen braucht. Die gedankliche Grundlage entwickelte eine wissenschaftliche Vierergruppe – die sogenannte Benchmarking-Gruppe im Bündnis für Arbeit.


Sprecher:


Das Ziel der Wissenschaftlergruppe: Das deutsche Beschäftigungssystem zu öffnen, um neue Arbeitsplätze zu schaffen. Die Gruppe forderte eine Abkehr von der bisherigen Arbeitsmarktpolitik oder, wie es der führende Kopf der Gruppe, Wolfgang Streeck vom Kölner Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung,  Anfang 1999 formulierte:


5. O-Ton, Streeck:


Da geht es nicht um Mehr oder Weniger von dem, was wir jetzt haben, sondern es geht um was Neues. Und da muss alles auf den Prüfstand, was mit Beschäftigung zu tun hat, alles! Die Lohnpolitik, die Beschäftigungssicherungssysteme, das Rentensystem, das System der Arbeitslosenversicherung, ich sag mal: alles. Und alles muss unter dem Gesichtspunkt diskutiert werden: Ist das beschäftigungsfreundlich oder nicht?


Sprecher:


Einen der Hauptansätze sahen die Wissenschaftler im Dienstleistungssektor. Hier, so ihre Analyse, habe Deutschland den größten Nachholbedarf. Hier, so ihr Vorschlag, müssten neue Wege der Entlohnung und der sozialen Absicherung gefunden werden, um zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 





1. Sprecher


Die Arbeitsmarktpolitik bislang, so die wissenschaftliche Kritik,  sei nach dem Muster verfahren, dem allzu engen Markt möglichst viele Anbieter zu entziehen. Lange Ausbildungszeiten am einen Ende, Vorruhestandsprogramme, Altersteilzeit am anderen Ende – all das hatte und hat den Effekt, das Angebot an Arbeitskräften zu verringern. Da wollte die Wissenschaftler-Gruppe die Wende schaffen – eine Idee, die an den Grundfesten bisheriger Arbeitsmarktpolitik rüttelte.


 


2. Sprecher:


Und ein Projekt, bei dem mit erheblichen Widerständen aus den unterschiedlichen Bereichen – Gewerkschaften und Sozialdemokraten, aber auch Arbeitgeber und Wirtschaftsverbände – zu rechnen war. Die kamen denn auch prompt, als im Mai ´99 das Nachrichtenmagazin „Der Spiegel„ unter dem Titel „Der Plan„ aus dem Papier der Wissenschaftlergruppe zitierte, noch bevor der Vorschlag dem Bündnis für Arbeit präsentiert worden war. 





1. Sprecher:


Damit war die Idee einer neuen Beschäftigungspolitik, einer groß angelegten, bundesweiten Offensive für neue Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor, für neue Stellen im Niedriglohnbereich erst einmal gescheitert. Fortan blieb das Bündnis bescheidener. 





2. Sprecher:


Es beschränkte sich auf eine Reihe kleiner Schritte, wie etwa die Offensive gegen Jugendarbeitslosigkeit oder die Qualifizierung von älteren Langzeitarbeitslosen oder jüngst den Vorstoß für eine Jobrotation (sprich deutsch: Ro-ta-tion) nach dänischem Vorbild ...


Sprecher:


... oder auf die beiden Modellprojekte zur Förderung gering qualifizierter Arbeitnehmer und Langzeitarbeitsloser, die Modelle in Rheinland-Pfalz und Brandenburg sowie im Saarland und in Sachsen. Unter dem Titel „Chancen und Anreize zur Aufnahme sozialversicherungspflichtiger Tätigkeiten„, kurz CAST, laufen die Projekte seit Herbst vergangenen Jahres. Die Regionen wurden mit Bedacht gewählt: Eine westliche, eine östliche sollten es sein, in der Einwohnerzahl vergleichbar, in den wirtschaftlichen Strukturen aber sollten sie unterschiedlich sein. So gehören die vier Arbeitsamtsbezirke im nördlichen Rheinland-Pfalz, die das Mainzer Modell erproben, nicht gerade zu den ausgewiesenen Problemregionen des Arbeitsmarkts, wie Karl-Ernst Starfeld vom Arbeitsamt Montabaur erläutert:


6. O-Ton, Starfeld:


Der Arbeitsamtsbezirk Montabaur umfasst die beiden Landkreise, den Westerwaldkreis und den Rhein-Lahn-Kreis, also eine Region im nördlichen Rheinland-Pfalz, die sich durch eine ländliche Struktur auszeichnet und die auch eine gute gemischte Wirtschaftsstruktur hat. Die Arbeitslosigkeit liegt derzeit bei zirka sechs Prozent.


Sprecher:


Anders sieht es beim ostdeutschen Pendant aus, in den Arbeitsamtsbezirken Eberswalde und Neuruppin in Brandenburg. Dort zählt die Arbeitslosigkeit zu den drängendsten Problemen, erläutert Stefan Dirkes, beim Arbeitsamt Eberswalde zuständig für CAST:


7. O-Ton, Dirkes:


Wir sind zuständig für die Kreise Bernau und Uckermark, und wir grenzen im südlichen Bereich an den Speckgürtel von Berlin. Nördlich geht´s bis nach Mecklenburg-Vorpommern hoch und im östlichen Bereich bis an die polnische Grenze. Wir haben eine Bevölkerung von in diesen beiden Kreisen von rund 320.000 Leuten und ´ne Arbeitslosenquote von 21,4 Prozent.


Sprecher:


Das Mainzer Modell, das in den beiden Regionen – Ost und West - erprobt wird, versucht, eine Fehlsteuerung im Sozialsystem zu beseitigen. Während ein ausschließlich geringfügig Beschäftigter, ein so genannter Mini-Jobber, auf seinen Lohn von maximal 630 Mark monatlich keine Sozialversicherungsbeiträge zahlt, werden bei Einkommen ab 631 Mark sofort die vollen Sozialabgaben fällig. Dies führt dazu, dass niedrig bezahlte Tätigkeiten für die meisten Arbeitnehmer unattraktiv sind, auch für Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger. Ihr Nettolohn wäre nämlich häufig kaum höher als die Leistungen, die sie vom Arbeits- oder Sozialamt erhalten.


Sprecher:


Diese so genannte Sozialstaatsfalle will das Mainzer Modell beseitigen. Indem das Arbeitsamt die Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitnehmers übernimmt, erhöht sich das Nettoeinkommen. Niedrig bezahlte Stellen werden attraktiver. Hinzu kommt ein Kindergeldzuschlag von maximal 150 Mark pro Kind, der vor allem Alleinerziehenden und Familien einen zusätzlichen Anreiz zur Arbeitsaufnahme geben soll. Beide Zuschüsse sinken mit steigendem Bruttoeinkommen.


Sprecher:


Drei Voraussetzungen müssen für eine Förderung nach dem Mainzer Modell erfüllt sein: Es muss sich um eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit mindestens 15 Wochenstunden handeln. Die Bezahlung muss nach Tarifvertrag oder, falls keiner vorhanden ist, nach den ortsüblichen Bedingungen erfolgen.  Um Missbrauch zu vermeiden, darf der Beschäftigte in den vorangegangenen sechs Monaten in dem einstellenden Unternehmen nicht sozialversicherungspflichtig beschäftigt gewesen sein.  Von dieser letzten Bedingung ausgenommen sind geringfügig Beschäftigte, die auf eine Teilzeit- oder Vollzeitstelle wechseln wollen.


Sprecher:


Fast 300 Anträge auf Förderung sind seit Herbst vergangenen Jahres in den vier rheinland-pfälzischen Arbeitsämtern gestellt worden, von denen knapp die Hälfte, gut 120, genehmigt worden sind. 33 wurden abgelehnt, weil die Voraussetzungen nicht stimmten. Etwas bescheidener fällt die Zwischenbilanz in Brandenburg aus: In den zwei Bezirken wurden von etwa 110 Anträgen 35 gebilligt und sechs abschlägig beschieden. 


Sprecher:


Ging die Wissenschaftlergruppe des Bündnisses für Arbeit davon aus, dass niedrig bezahlte Tätigkeiten – oder, wie sie es nannten, gering produktive Beschäftigungen – vor allem im Dienstleistungsbereich vorhanden seien, so lässt sich bisher noch kein Förderungsschwerpunkt in bestimmten Branchen oder Unternehmensarten erkennen.


Sprecher:


Einer der Gründe dafür, dass sich die bisherigen Förderfälle nicht auf bestimmte Branchen wie etwa Dienstleistungen konzentrieren, liegt in der Konstruktion des Mainzer Modells. Es richtet sich mit seinen Zuschüssen ausschließlich an den Arbeitnehmer. Die Unternehmen erhalten keine finanziellen Leistungen. 


Sprecher:


Folglich spielt das Mainzer Modell für Unternehmen in der Regel keine Rolle. Sie suchen für eine Tätigkeit in einer niedrigeren Lohngruppe einen neuen Mitarbeiter. Wenn sie die Stelle eher zufällig mit einem gering Qualifizierten oder Langzeitarbeitslosen besetzen, schaltet sich das Arbeitsamt ein und spricht den Beschäftigten auf die Fördermöglichkeiten des Mainzer Modells an. So geschah es auch im Fall des Westerwälders Peter Muth. Sein Chef Siegfried Volkmann war in Personalnot:


8. O-Ton, Volkmann:


Uns ist ein Mann ausgefallen, und ich hatte seinen Bruder getroffen, der hier auch mal beschäftigt war. Und der fragte mich dann, jo, und der Herr Muth kann sich mal vorstellen, wir brauchen jetzt noch jemand, und wenn er Interesse hat, kann er hier arbeiten. Und so ist es dann geschehen.


Sprecher:


Peter Muth wurde von seinem Arbeitsvermittler angesprochen auf das Mainzer Modell. Für den Ungelernten war die Entscheidung einfach:


9. O-Ton, Muth:


Wie ich das letzte Mal auf dem Arbeitsamt war und hab mich da gemeldet, da ham die mir das vorgeschlagen, und da hab ich gesagt: Ok, können wir machen. Man muss ja alles in Erwägung ziehen. Ich verdien´ ja da einiges mehr, wie wenn ich da nen 630-Mark-Job mache, bestimmt acht-, neunhundert Mark mehr.


Sprecher:


Auch wenn sich die finanziellen Leistungen des Mainzer Modells allein an den Arbeitnehmer richten – die Unternehmen, davon sind die Arbeitsvermittler überzeugt, profitieren von dieser Förderung ebenfalls. Stefan Dirkes vom ostdeutschen Arbeitsamt Eberswalde: 


10. O-Ton, Dirkes:


Wir haben natürlich entsprechende gesetzliche Instrumente, um im Rahmen der Zumutbarkeit Arbeitnehmer dazu zu zwingen letztlich, entsprechende Tätigkeiten aufzunehmen, weil sie sonst ´ne Sperrzeit kriegen. Aber der Arbeitgeber möchte, dass der Arbeitnehmer auch motiviert an die Sache rangeht. Und eine Motivation kann man eher erzeugen, indem man beispielsweise den recht niedrigen Lohn für die einfache Tätigkeit erhöht.


Sprecher:


Wenn auch die insgesamt mehr als 400 Förderanträge in den beiden Testregionen des Mainzer Modells nicht gerade auf einen Nachfrage-Boom hindeuten, so läuft doch dieses Projekt wesentlich erfolgreicher an als sein Gegenstück, das sich vor allem an die Arbeitgeber richtet. Bei der Saar-Gemeinschaftsinitiative im Saarland und im Arbeitsamtsbezirk Chemnitz hakt es. Seit Herbst vergangenen Jahres haben die Arbeitsämter im Saarland mit Hilfe eines Call Centers 5500 Unternehmen aus den Bereichen Handel und Zeitarbeit angesprochen. Eine zweite Werbekampagne richtete sich an die Hotel- und Gaststättenbranche und an den Garten- und Landschaftsbau. Klassische Dienstleistungsbranchen und solche, in denen auch Ungelernte einzusetzen sind. Das Ergebnis: Lediglich 50 Förderanträge, von denen bisher 25 genehmigt wurden.


Sprecher:


Noch düsterer ist die vorläufige Bilanz in Chemnitz. In der Region, die von Schwerindustrie, aber auch in der Nähe des Erzgebirges von traditionellem Handwerk geprägt ist, haben alle Werbeaktionen bislang nicht gefruchtet. Klaus Wels vom Landesarbeitsamt Sachsen ist denn auch alles andere als euphorisch:





11. O-Ton, Wels:


Also, um´s vornehm auszudrücken: Die Resonanz ist verhalten. Im Klartext heißt das: Wir haben original jetzt noch keinen einzigen Antrag, den wir bewilligen konnten. Wir haben zwar zwei Anträge, die mussten abgelehnt werden, weil es sich um die Frau eines Inhabers handelte, die schon wiederholt gefördert wurde.


Sprecher:


Ein Null-Ergebnis. Die Modellkonstruktion der Saar-Gemeinschaftsinitiative sieht so aus: Arbeitgeber erhalten Zuschüsse zu den Sozialversicherungsbeiträgen, die sie zahlen müssen. Das verbilligt Arbeit und soll neue Stellen im Niedriglohnsektor schaffen. Die Leistungen des Saar-Modells orientieren sich am Stundenlohn und sind degressiv gestaffelt. Bei einem Stundenlohn von zehn Mark übernimmt das Arbeitsamt die vollen Sozialbeiträge, bei einem Stundenlohn von 18 Mark läuft der Zuschuss aus.


�
Sprecher:


Die Beschäftigten im Saarmodell – ausschließlich gering Qualifizierte und Langzeitarbeitslose – erhalten keine direkten finanziellen Hilfen. Doch werden für sie Gelder in gleicher Höhe wie der Zuschuss zu den Sozialversicherungsbeiträgen des Arbeitgebers  in einen Fonds eingezahlt. Der dient dazu, Weiterbildungsmaßnahmen für den Arbeitnehmer zu finanzieren. Das Saar-Modell ist also zweigeteilt: Förderung des Niedriglohnsektors und Qualifizierung der Beschäftigten.


Sprecher:


Für Arbeitgeber rechnet sich das Saarmodell im Vergleich zu anderen Fördermaßnahmen nicht. Klaus Wels vom Landesarbeitsamt Sachsen rechnet vor:


12. O-Ton, Wels:


Beispielsweise wenn man nur zehn Mark Stundenlohn zu Grunde legt, dann ist also die Höchstförderung nach dem Niedriglohn-Modell möglich, das heißt: Der Arbeitgeber bekäme von uns 357 Mark im Monat, und das, wie gesagt, 18 Monate lang. Summiert sich dann auf knapp 6500 Mark. Beispielsweise wenn er Leistungen von Strukturanpassungsmaßnahmen bekäme, bekäme er ungefähr 16.200 Mark. Das heißt: Es ist für den Arbeitgeber wesentlich interessanter, auf andere Instrumente auszuweichen, als dieses Modell zu nutzen.


Sprecher:


Eine Möglichkeit, die Attraktivität des Saar-Modells zu erhöhen, sehen die Testregionen Saarland und Chemnitz darin, die Förderungsdauer von 18 auf 36 Monate zu verdoppeln. Damit würden die Zuschüsse an den Arbeitgeber steigen und, so die Hoffnung der Arbeitsämter, auch die Chancen für gering Qualifizierte auf einen dauerhaften Job. Das wird derzeit in den Wissenschaftlergruppen, die das Bündnis für Arbeit begleiten, beraten und voraussichtlich auch umgesetzt.


Sprecher:


Ob das zentrale Ziel der beiden Niedriglohn-Modelle, nämlich die Entstehung zusätzlicher sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse, erreicht werden kann, und wenn ja, in welchem Umfang, das ist noch nicht abzusehen. Die Benchmarking-Gruppe des Bündnisses für Arbeit sprach von mindestens zwei Millionen neuen Stellen, wenn sich der deutsche Arbeitsmarkt insgesamt dem Dienstleistungssektor und dem Niedriglohnbereich öffnete.


Sprecher:


Für die Testregionen sind die Erwartungen zwar geringer, aber im Vergleich zu den bisher laufenden Förderungen noch immer sehr hoch. Auf rund 14.000 Beschäftigte schätzen die Arbeitsmarktforscher der Nürnberger Bundesanstalt für Arbeit das Potenzial allein in den vier Arbeitsamtsbezirken im nördlichen Rheinland-Pfalz. 





2. Sprecher:


Von solchen Größenordnungen sind die beiden Fördermodelle nach knapp neun Monaten der insgesamt dreijährigen Testphase weit entfernt. Und wenig wahrscheinlich ist, dass es zum Beschäftigungsboom im unteren Lohnbereich kommt, meint Karl-Ernst Starfeld vom Arbeitsamt Montabaur:


15. O-Ton, Starfeld:


Ich denke nicht, dass das in Tausenden oder Zigtausenden Fällen passieren wird. Also, wenn das die Erwartungshaltung ist, dann könnte sich im Moment schon abzeichnen, dass diese Erwartungshaltung enttäuscht wird.











Sprecher:


Arbeitsvermittler Starfeld plädiert ebenso wie seine Kollegen aus den drei anderen Regionen dafür, die neuen Förderinstrumente zu testen, deren Stärken und Schwächen herauszufinden und die Modelle zu verfeinern, um sie dann gegebenenfalls bundesweit einzusetzen. Stefan Dirkes vom Arbeitsamt Eberswalde gewinnt daher dem Testauftrag durchaus Positives ab:


16. O-Ton, Dirkes: 


Wir sind also nicht unbedingt vom Bündnis für Arbeit zum Erfolg verdammt, sondern wir sollen untersuchen, ob ein Kombilohn-Modell in dieser Art und Weise Arbeitsplätze schafft. Und da ist unsere Aufgabe, alle Möglichkeiten abzudecken, und da sind wir gerade bei. Das heißt also: Ich würde mich hüten zu sagen, das Mainzer Modell bringt unterm Strich nichts, dafür ist es einfach noch zu früh.


Sprecher:


Wann aber lässt sich sagen, dass  Niedriglohn-Projekte wie das Mainzer Modell und die Saar-Gemeinschaftsinitiative etwas bringen? Wie erstellt man eine solche Bilanz – was sind Kosten, was ist Nutzen in diesem Bereich? Wie teuer darf es sein, wenn ein einzelner Arbeitsloser, der ansonsten chancenlos wäre, wieder Beschäftigung findet? Die Wissenschaft wird das nicht zu berechnen wissen. Hier sind erneut politische Entscheidungen gefragt.
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